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Samstag, 15. Februar 2025

Staatsrat Christophe Darbellay  
präsentierte im vergangenen  
Jahr ein Projekt zur Kantona- 
lisierung des Flughafens Sitten,  
der laut einer HES-SO-Studie  
jährlich 75 Millionen Franken  
wirtschaftlichen Nutzen bringt.  
Nach einer kurzen Vernehmlas- 
sung von nur 40 Tagen wur- 
de das Projekt aufgrund man- 
gelnder Unterstützung gestoppt.  
Trotz seiner Überzeugung von  
der Bedeutung des Flughafens  
zog Darbellay das Vorhaben  
zurück.

Für diese Entscheidung wur- 
de Staatsrat Christophe Darbellay  
kritisiert, woraufhin er die Par- 
lamentarier aufforderte, ihn zum  
Handeln zu verpflichten, falls  

sie dies wünschten – was dann  
geschah.

Grégory Logean und Cyrille 
Fauchère (SVP), Sonia Tauss- 
Cornut (PLR/FDP) und Claire- 
Lise Bonvin (Le Centre) wollten,  
dass dem Grossen Rat ein Geset- 
zesentwurf zur Zukunft des Flug- 
hafens vorgelegt wird.

Claire-Lise Bonvin sagte,  
dass der Kanton diese wichtige  
Infrastruktur unbedingt nutzen  
sollte. Sonia Tauss-Cornut kriti- 
sierte Staatsrats Darbellays zöger- 
liche Haltung und forderte, dass  
der Staatsrat ein Gesetzesprojekt  
vorlegt, um eine demokratische  
Debatte über die Zukunft des  
Flughafens zu ermöglichen.

Marlyne Andrey-Berclaz  
(PS/GC) kritisierte, dass mit  
dem Flughafen nur eine Minder- 
heit profitieren würde, während  

die Lärmbelastung alle betreffe.  
Alexandre Dubuis (Grüne) hielt  
das wirtschaftliche Modell des  
Flughafens für fragil und lehnte  
eine Entwicklung ab. Eine Kan- 
tonalisierung unterstützte er je- 
doch, um eine Privatisierung zu  
verhindern.

Diego Schmid (SVPO) sprach  
sich für eine Entwicklung des  
Flughafens aus, jedoch nicht  
um jeden Preis. Er lehnt ei- 
ne Verpflichtung der Gemeinden  
zur Beteiligung ab und bevor- 
zugt stattdessen private Aktio- 
näre. Grégory Logean (SVP) hob  
die wirtschaftlichen und touris- 
tischen Vorteile des Flughafens  
hervor.

Die Motion fand eine Mehr- 
heit und wurde mit 93 zu  
30 bei zwei Enthaltungen  
angenommen.

Flughafen Sitten: Rat 
will Gesetzesentwurf
Das Parlament nimmt Christophe Darbellay erneut in die Pflicht, 
beim Flughafenprojekt vorwärtszumachen.

Mauro Pfammatter 
und Raniero Clausen

Wie weiter mit dem Flughafen Sitten? Bild: pomona.media

Bildung  Marie-Claude Schöp- 
fer-Pfaffen und Alexander Al- 
lenbach (neo) forderten den  
Staatsrat auf, die Einführung  
eines neuen Studiengangs zu  
prüfen. Denn: Die Pädagogi- 
sche Hochschule Schwyz bietet  
ab Herbst 2024 erstmals ein  
Teilzeit-Fernstudium für Pri- 
marlehrer an, das bereits ausge- 
bucht ist. Dieses Modell kom- 
biniert Selbststudium mit mini- 
malen Präsenzzeiten und rich- 
tet sich besonders an Querein- 
steiger und Berufstätige. Die  
PH Wallis stehe in Konkur- 
renz zu ausserkantonalen An- 
geboten und könnte mit einem  
eigenen Fernstudiengang nicht  
nur dem Lehrermangel ent- 
gegenwirken, sondern auch ih- 
re Wettbewerbsfähigkeit stär- 
ken, so die Postulanten. Schöp- 
fer-Pfaffen sagte, damit kön- 
ne auch dem Lehrermangel  
entgegengewirkt werden. Das  
Postulat wurde mit 78 zu  
41 angenommen. (clr)

Gibt es an der PH bald 
einen Fernstudiengang?

Der grüne Staatsratskandidat Em- 
manuel Revaz forderte den Kanton  
auf, seine Politik in Sachen Her- 
denschutz innerhalb der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche klar dar- 
zulegen. Dabei müsse präzisiert  
werden, unter welchen Bedingun- 
gen bestimmte Teile der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche als  
nicht schützbar betrachtet werden  
könnten.

Der Staatsrat empfahl die Ab- 
schreibung, weil bereits realisiert.

Die SVP unterstützte die Grü- 
nen in dem Postulat. Das Postulat  
sei nicht realisiert.

Staatsrat Christophe Darbellay  
(Die Mitte) sagte: «Wir haben beim  
BAFU ein Gesuch gestellt. Auch  
andere Kantone stehen vor der  
gleichen Problematik.» Die Debat- 
te sei also angebracht, aber der Vor- 
stoss gehe über die Trockenwiesen,  
um die es gehe, hinaus. Der Vor- 
stoss wurde dennoch einstimmig  
angenommen.

Ein weiterer Vorstoss zum Her- 
denschutz war am Freitag Thema:  
Grégory Logean (SVP), Vincent Ro- 
ten (Le Centre), Aron Pfammatter  
(Die Mitte) und Christian Gasser  
(SVPO) forderten , dass der Staats- 
rat die Umsetzung von Massnah- 
men prüft, um sicherzustellen, dass  
die kantonalen Herdenschutzhun- 
de auf den Walliser Alpen eingesetzt  
werden können.

Zum Hintergrund: Obwohl der  
Kanton die Einführung spezieller  
Herdenschutzhunde seit über zwei  
Jahren finanziell unterstützt, wird  
ihre offizielle Anerkennung durch  
das BAFU verweigert. Nun müs- 
sen diese eine neue, vom BAFU  
festgelegte Bewertung durchlaufen,  
um einen offiziellen Status zu erhal- 
ten. Andernfalls gelten betroffene  
Züchter bei Angriffen nicht als ge- 
schützt und erhalten keine Entschä- 
digung für die Kosten dieser Hunde.

Das Postulat wurde einstim- 
mig angenommen. (pfm/clr)

Welche Flächen 
sind schützbar?
Grosser Rat hat Fragen zum Herdenschutz.

Jean-Philippe Gay-Fraret  
(SVPU) wollte vom Staats- 
rat wissen, warum Lehrer aus  
ihrem Beruf aussteigen. Er  
forderte eine Statistik.

Der Staatsrat antwortete:  
«Von 4300 Lehrpersonen, die  
der Dienststelle für Unter- 
richtswesen unterstehen, treten  
Ende Schuljahr jeweils etwa  
100 in den Ruhestand und  
weitere 100 kündigen, um den  
Lehrberuf zu verlassen – in der  
Regel endgültig.»

Die Kündigungsmotive ei- 
ner Lehrperson seien vielfäl- 
tig, häufig unbekannt und vor  
allem vertraulich. So sei sich  
der Staatsrat der Problematik  
bewusst und unternehme be- 
reits alles, um ihr entgegenzu- 
wirken.

Ein weiteres Thema im  
Grossen Rat war am Frei- 
tag die sexuelle Bildung an  
Schulen.

In den öffentlichen Walliser  
Schulen unterrichten zwei Or- 
ganisationen sexuelle Gesund- 
heit: die SIPE-Zentren (Se- 
xualität, Information, Präven- 
tion, Erziehung) und AVIFA  
(amour, vie, famille). Wäh- 
rend die SIPE-Zentren Fach- 
personen mit einer anerkann- 
ten Hochschulausbildung be- 
schäftigen, wurden die Vertre- 
ter von AVIFA an einer katholi- 
schen Institution in Frankreich  
ausgebildet.

Aude Rapin (PS/GC),  
Carole Morisod (Grüne), 
Swen Luyet (PLR/FDP) und  
Françoise Métrailler (Le Cen- 
tre) verlangten, dass der Un- 
terricht unvoreingenommen  
und wissenschaftlich fundiert  
sein sollte, ohne religiösen  
Einfluss.

Staatsrat Darbellay stellte zu  
dieser Thematik einen Bericht in  
Aussicht. (clr/pfm)

Jährlich kündigen 
rund 100 Lehrer
Die Schule stand im Fokus einiger Fragen.

Gesundheit  Ein überparteili- 
ches Postulat (Vertreter von Le  
Centre, den Grünen, den Libera- 
len und der SP/GC) forderte vom  
Staatsrat, sich an den Überle- 
gungen und der Zusammenarbeit  
im Rahmen der Operation Belu- 
ga zu beteiligen. Diese wurde in  
Genf lanciert: Eine interkantona- 
le öffentliche Krankenkasse soll  
entstehen. Gesundheitsminister  
Mathias Reynard sagte, dass es  
sich dabei nur um ein Vorpro- 
jekt handle, das noch evaluiert  
werden müsse, auch auf nationa- 
ler Ebene. Die Machbarkeit müs- 
se geprüft werden, genauso wie  
die Risiken. Die Verwirklichung  
des Projekts hänge davon ab. Die  
Analyse beginne, wenn der Bund  
über die Machbarkeit entschie- 
den habe. Der Vorstoss sei be- 
reits ausgeführt, weshalb er mit- 
hin abgeschrieben wurde. (pfm)

Kurz und kompakt
Interkantonale und 
öffentliche Krankenkasse

Wieso kandidieren Sie?
Ich möchte dem Lötschental und der SVPO im Grossen Rat eine  
Stimme geben und mich für unsere Werte und Anliegen einsetzen.

Wofür wollen Sie sich im Besonderen einsetzen?
Da ich aus dem schönen Lötschental stamme, liegt mir die Förderung  
des Tourismus und der Bergbahnen besonders am Herzen. Zudem 
engagiere ich mich für unsere Bauernfamilien und den Erhalt der  
einheimischen Rassen. Dazu braucht es eine proaktive Regulierung  
des Wolfs. Wichtig sind mir auch die Anliegen der Berggemeinden.

Was für Noten geben Sie der aktuellen Walliser Regierung?
Nicht alle Staatsräte haben die nötige Sensibilität für die Interessen  
des Oberwallis und der Randregionen. Dies muss sich ändern.

Welches ist Ihr Lieblingsplatz in Ihrem Bezirk?
«Bliejendu». Hier habe ich eine schöne Sicht auf das ganze Lötschental.

Wie schätzen Sie die Beziehung zwischen dem Ober‑  
und dem Unterwallis ein?
Wir bekommen vom Unterwallis nichts geschenkt. Als Oberwalliser  
müssen wir zusammenhalten und uns gemeinsam für die Interessen  
unserer Region engagieren. Nur so können wir Mehrheiten erreichen.

Ihre Stärken?
Ich stehe zu meiner Meinung, bin unbefangen, bescheiden und  
zuverlässig.

Hat das Oberwallis zu viele Gemeinden?
Nein. Das Lötschental zeigt, dass es mit vier Gemeinden gut funk- 
tioniert. Die Gemeinden arbeiten zusammen, bleiben aber autonom.  
Die Gemeindeautonomie ist mir wichtig. Der Kanton soll sich bei  
Fusionen nicht einmischen. Der Impuls für eine Fusion muss aus der  
Bevölkerung kommen.

Sprechen Sie gut Französisch?
Da ich meine Lehre im Unterwallis gemacht habe, spreche ich gut  
Französisch.

Braucht es mehr Frauen in der Politik?
Die Frage ist falsch gestellt. Entscheidend ist die Qualifikation, nicht  
das Geschlecht.

Was lesen Sie gerade?
Eine Biografie über Paul Irniger.

Ihre Prognose für Ihren Bezirk?
Die SVPO holt sich einen Sitz im Bezirk Westlich Raron und gibt  
damit den Anliegen des Lötschentals eine Stimme.

Ich kandidiere! Maria Ebener-Henzen

Maria Ebener-Henzen, Grossratskandidatin der SVP Oberwallis 
im Bezirk Westlich Raron. Bild: zvg

Maria Ebener-Henzen, 43, wohnt in Blatten, 
ist Verkäuferin und kandidiert als SVP- 
Grossrätin im Bezirk Westlich Raron.
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